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Rückblick auf 30 JahreBerufsleben
DerObwaldner Patron ThomasGasser gibt
die Leitung seines Unternehmens ab. 18

«Regierungmuss offenkommunizieren»
Luzern Nach 255 Tagen hat der Kantonsrat dieseWoche den budgetlosen Zustand beendet. Von politisch ruhigeren Zeiten

zu sprechen, ist trotzdem falsch. Auch, weil es die propagierte bürgerliche Einigkeit so gar nicht gibt, sagt PolitologeOlivier Dolder.

Interview: Christian Hodel
christian.hodel@luzernerzeitung.ch

OlivierDolder, derKanton
Luzernhat endlicheinBud-
get.Möglichwurdees,weil
diebürgerlichenParteien
geschlossenzusammenstan-
den. SindSVP,CVPundFDP
näher zusammengerückt?
Nein. Die Parteien schafften es,
sich zu einigen, weil der Druck
nachdemVolks-Nein zur Steuer-
erhöhung einfach sehr hochwar.
Zudemwärees zumbudgetlosen
Zustand gar nicht gekommen,
hättensichFDP,CVPundSVPbei
der ordentlichen Budgetdebatte
einigen können.

ZumbudgetlosenZustand
kames,weil die SVPdas
Referendumgegendie vom
Kantonsrat beschlossene
Steuererhöhungergriff. FDP
undCVPerachtetendiese
aber alsnotwendig.Warum
kamnundieKehrtwende?
DieverschiedenenAuffassungen
sind weiterhin vorhanden. Aber
dieBürgerlichenmussten sichzu-
sammenraufen.NachdemVolks-
Nein zur Steuererhöhung waren
siegezwungenzu reagieren.Wei-
terhin kein Budget wäre die
schlechteste Lösung gewesen.

SPundGrüne stimmtendem
Budgetnicht zu – imWissen,
dass ihreStimmennicht
ausreichenwerden,umdieses
zukippen.BürgerlichePoliti-
kerbehaupten, das sei purer
Wahlkampf.
So funktioniert Politik. Die SP
macht das, was ihre Wähler hö-
renwollen.Mandarf jedochnicht
vergessen, dass die SP in diese
Oppositionsrolle gedrängt wur-
de.DiePartei ist nichtmehr indie
Regierung eingebunden. Auch
wurde die SP im Vorfeld nicht in
die Vorgespräche zur Budget-
debattemiteinbezogen.DieBür-

gerlichenschlossendieSPaus. So
gesehen ist es nicht ganz ehrlich,
wenn sie nun von purem Wahl-
kampf der SP sprechen.

AlsNicht-Regierungspartei
hat esdie SPeinfacher, un-
populäreMassnahmenabzu-
lehnen.Entzieht Sie sichder
politischenVerantwortung?
Esstimmt:Wennmannicht indie
Regierungeingebunden ist, kann
man unpopuläre Massnahmen
einfacher ablehnen.AberdieSVP
macht das genauso, obwohl sie
eineRegierungspartei ist. Eswar
ja die SVP, die das Referendum
gegendieSteuererhöhungergriff
und die Debatte erst auslöste.

Und zur politischen Verantwor-
tung:DieserBegriff ist sehrdehn-
bar. Je nach politischer Gesin-
nung bedeutet Verantwortung
etwas ganz anderes.

Alsdie SP inderRegierung
sass, konntendieCVP-Regie-
rungsräte linkenoder rechten
AnliegenzumDurchbruch
verhelfen.Mit derbürgerli-
chenRegierung ist das vorbei.
Wärees leichter,Kompromis-
se zufinden,wenndieSP in
derRegierungwäre?
Die Konkordanz hat sich in der
Schweiz bewährt. Es würde den
Konsens fördern, wenn die SP in
dieRegierungeingebundenwäre.

DieSPwürde imParlamentwohl
anders auftreten, was nicht
heisst, dass es keine linke Politik
mehrgebenwürde.Handkehrum
schliesse ich nicht aus, dass den
Sozialdemokraten ihre Rolle gar
nicht so unwillkommen ist. Sie
können sichprofilierenundmüs-
sen keine Entscheidemittragen,
die ihnen nicht gefallen.

DieCVP-Regierungsräte
sprachendieseWochevon
hartenSparmassnahmen.
DerparteiloseFinanzdirektor
Marcel Schwerzmannaber
betont immerwieder, dem
Kantongeheesgut. Ist der
Regierungsrat entzweit?

Diesen Eindruck kann man
durchaus gewinnen. Die Regie-
rungsräte halten sich zwar ans
Kollegialitätsprinzip, nutzenden
Spielraum jedoch aus, der ihnen
bleibt: Man widerspricht sich
nicht vollständig, aber zeigt in
Nuancen, dassman sichnicht ei-
nig ist. Dies zeigt, dass die vor
den Wahlen beworbene bürger-
liche Einigkeit nicht besteht.

AnfangDezemberberatendie
KantonsrätedasBudget 2018.
Hält der«bürgerlicheSchul-
terschluss»an?
Geeint werden die Bürgerlichen
nicht indieDebattegehen. Schon
jetzt hat die CVP angekündigt,
dassmankeineweiterenKürzun-
gen der Prämienverbilligungen
unterstützen wird. Die SVP wie-
derum hat angekündigt, weiter
sparenzuwollen.Voneinembür-
gerlichen Schulterschluss kann
also keine Rede sein, was nicht
heisst, dass die Parteien keinen
Kompromiss finden können.

Kommennunfinanzpolitisch
ruhigereZeitenaufden
Kantonzu,wieMarcel
SchwerzmanndieseWoche in
unsererZeitung sagte?
Nein. Schon in den nächsten
Jahren sind weitere Sparmass-
nahmen vorgesehen.

WasmussdieRegierung tun?
Sie sollte einklaresZiel vorgeben,
statt nur kurzfristige Massnah-
men einzuläuten. Mir kommt es
vor, dassdieRegierung inSachen
Finanzpolitik trotz Aufgaben-
und Finanzplan eher rollend als
mittel- und langfristig plant. Die
Regierungmuss intensivmitdem
Parlament zusammenarbeiten
und–anders alsbisher – aktivund
offen kommunizieren.

Hinweis
OlivierDolder (32) ist Politikwissen-
schaftler bei Interface in Luzern.

Politikwissenschaftler Olivier Dolder auf dem Balkon seines Büros an der Seidenhofstrasse. Bild: Dominik Wunderli (Luzern, 16. September 2017)

«KleineVerwahrung» für einenStalker
Luzern EinMann hat seine Frau nach der Trennung telefonisch terrorisiert. DasGericht ordnet deshalb eine Therapie in einer

geschlossenenKlinik an.Mehr als fünf Jahre könnte er eingesperrt bleiben. Die Staatsanwältin fand das «nicht verhältnismässig».

1621Mal rief er sie an, als sie ihn
verlassen hatte. Sie habe die Fa-
milie kaputtgemacht. Er werde
sie an ihremArbeitsplatz zusam-
menschlagen. Er bringe sie um.
Sie würden gemeinsam aus dem
Leben scheiden. Solche Dinge
sagte er zu seiner Frau, derMut-
ter seiner drei Kinder. Mit Anru-
fen imMinutentaktmachteer ihr
das Leben zurHölle.

Jetzt sitzt der schmächtige
Mann, inzwischen Grossvater,
neben seinemVerteidiger imGe-
richtssaal. Dass er Italiener ist,
hörtmananseinemAkzent.Dass
er schon lange in der Schweiz
lebt, verraten die urschweizeri-
schen Ausdrücke, die sich in sei-
nen Dialekt geschlichen haben.
Seine Herkunft macht er für die
Situation verantwortlich, in der

er sich befindet. Es stimme, «ti
ammazzo»,habeer zu ihr gesagt.
Und ja, dass heisse «ich bringe
dichum».Aber erhabe ihr sicher
nichts antun wollen. «Wenn ich
mal 50 Franken zu viel ausgege-
benhatte, sagte sie ja auchzumir,
sie würde mich erwürgen. Das
sindnurWörter.Wir redeten jah-
relang so miteinander. Aber na-
türlich wollten wir nicht Ernst
machen!Daswar beiden klar.»

35 Jahre seien sie zusammen
gewesen, und kein einziges Mal
habe er sie «kläpft», wie er sagt.
«Wir hatten gute und schlechte
Zeiten.Drei Jahrzehntehaltenes
nur wenige miteinander aus.
Auchwenn sie nunweg ist, liebe
ich sie noch immer. Mir tut es
leid, wirklich leid, dass ich diese
Worte gesagt habe.»

Seine Frau habe wegen ihm ein
«Scheissleben» gehabt. Seit er
vor 13 JahreneinenUnfall gehabt
habe, könne er nichtmehr arbei-
ten. «Sie dagegenhat immer nur
‹chrampfed›.Wir konnten keine
Ferienmehrmachen,weil ichdas
Geld immeraufgebrauchthatte.»
Er hatte angefangen, Drogen zu
konsumieren. Hauptsächlich
Cannabis, aber auchKokain.

Temperamentoder
Persönlichkeitsstörung?

Aus diesemGrund beantragt die
Staatsanwältin neben einer Ge-
fängnisstrafeaucheineSuchtthe-
rapie. Sie hat ein psychiatrisches
Gutachtenerstellen lassen.Dem-
zufolge leidet der 56-Jährige an
einer sogenannten emotional in-
stabilen Persönlichkeitsstörung

sowie einer Abhängigkeit von
CannabisundKokain.«SeineFä-
higkeit, Impulse kontrollieren zu
können, ist beeinträchtigt. Ohne
TherapiebestehteinehoheRück-
fallgefahr für Drohungen, aber
auchGewalttaten gegenüber der
Exfrau», sagt die Staatsanwältin.
Eine Therapie in einer geschlos-
senen Klinik zur Behebung der
Persönlichkeitsstörung fordert sie
nicht. «Es handelt sich bei den
Drohungen um Vergehen nicht
umVerbrechen,deshalbwäredas
nicht verhältnismässig – auch
wenn der Gutachter das anders
sieht», sagt sie in ihremPlädoyer.

DerVerteidiger sieht auch für
eine Suchtbehandlung keinen
Anlass, weil die Abhängigkeit
nicht erwiesen sei. Er fordert ei-
nen Freispruch vomVorwurf der

mehrfachen Drohung. «Sie hat
ihn am Telefon mit Absicht pro-
voziert undausgelacht. Siewuss-
te, wie er tickte und wie sie ihn
aufregen konnte. Auf keinenFall
erweckten die Telefonate den
Eindruck, dass sie Angst gehabt
hätte», führt derVerteidiger aus.
Die grobe Umgangssprache ge-
höre zumWesen und Charakter
seinesMandanten.

AufbrausendesTemperament
odereinegefährlichePersönlich-
keitsstörung? Der Psychiater
spricht in seinemGutachten von
einemZusammenhangzwischen
den Drohungen und der psychi-
schenKrankheit des Beschuldig-
ten. Über eine solche Einschät-
zung kann sich ein Richter nur
hinwegsetzen,wenndasGutach-
ten als unqualifiziert erachtet

wird.Wegendesdiagnostizierten
Gefahrenpotenzials kommt das
Gericht zum Schluss, dass eine
stationäreMassnahme nach Art.
59dochverhältnismässig ist.Die-
sewird auchdie«kleineVerwah-
rung»genannt,weil siebis zu fünf
JahredauertundnachAblaufdie-
ser Frist jeweils wieder um fünf
Jahre verlängert werden kann.
Weiter wird der Mann wegen
mehrfacherDrohung,demBesitz
eines Springmessers, dem Kon-
sum von Kokain und dem Ver-
wahrlosenlasseneinesWellensit-
tichs zu einer Freiheitsstrafe von
sieben Monaten verurteilt. Die
Verteidigung hat angekündigt,
dasUrteil weiterzuziehen.
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OlivierDolder
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«Geeintwerden
dieBürgerlichen
nicht indieDebatte
gehen.Voneinem
bürgerlichen
Schulterschluss
kannalsokeine
Redesein.»


